
Nachschlagewerks ja  
BGHZ: r ' " j a

Allg. Geschäftsbedingungen der Banken Nr« 2, 19

a) Zur Frage, wann ein Gemeinschaft Skonto ("Und "-Konto) 
v o rlieg t, wenn in  der Bezeichnung des Kontos neben dem 
der es a ls  Unterkonto zu seinem Hauptkonto e r r ic h te t 
ha t, noch eine weitere Person auf geführt i s t ,  d ie bei 
Verfügungen über das Konto a ls  "Zeichnungsberechtigter 
mitzuwirken hat (Ergänzung zu BGHZ 21, 148).

b) Zum Ausschluß des Pfand-, Aufrechnungs- und Zurückbe­
haltungsrechts der Bank bei der Anlegung eines Kontos 
durch einen Treuhänder.

BGH, Urt. v. 25. Juni 1973 -  I I  ZR 104/71 -  OLG w«™«
LG Bochum
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25. Juni 1973 

Werner, 
Justizhauptsekretär
als Urknndsbeamter 
der Geschäftsstelle

i i  z r 104/71 URTEIL

in  dem R ech tsstre it

der Firma L. J .  R 

ihren Direktor Dr. L. J . van
v ertre ten  durch

Klägerin, Revisionsklägerin 
und Anschlußrevi s i onsbeklagte,

-  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen1

die D |B H B H iB A & , f f lH B H H H B i»  gesetz lich  vertre ten  
durch ihren Vorstand Rolf DflHR Helmut H H B ,  Karl 
F riedrich  Herbert I S I B ,  Erich K ^ |^ ,  Hans-
Jürgen KflB Jürgen Cai Graf zu F ritz
und Franz

Beklagte, Revisionsbeklagte 
und Anschlußrevisionsklägerin,

-  Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof* Dr. 
und Prof. Dr.



Der I I .  Z iv ilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die Mündliche Verhandlung von 23. Juni 1973 
durch den Vorsitzenden R ichter S tiapel und die Richter 
Liesecke, Dr. Bauer, Dr. Kellemann und Dr. Tidow

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das 
U rte il des 2. Z iv ilsenats des Oberlan­
desgerichts Ha— von 28. Juni 1971 wird 
zurUckgewie sen •

Auf die AnschluBrevl s i  on der Beklagten 
wird die Kostenentscheidung dieses U rteils 
aufgehoben. Die Kosten der Berufungsinstanz 
trä g t ebenfalls die Klägerin.

Die Kosten der Revisionsinstanz fa lle n  der 
Klägerin zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin stand in. laufender Geschäftsverbindung 
mit der H. K^^-QHHHPKG in  B f lH k  deren einziger 
persönlich haftender G esellschafter der — 8. April 1968 
verstorbene Dipl.-Ldw. Hubert Kj^^war. Diese Firaa unter­
h ie l t  bei der beklagten Bank ein Girokonto. Sie beantragte
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am 15« April 1966 auf einem Formblatt der Beklagten 
die Eröffnung eines Unterkontos. Die Bezeichnung 
des Kontos» das die NummerdßO/2 (sp ä ter^ ^ § 3 0 /0 2 )  
erh ielt»  la u te te :

nH. K p - D B B  KG» Unterkonto 
»düktiProdukt!onsgern einschaft/L . J . N. V . " .

Auf der Rückseite des Antrages befinden sich  die 
nHandzeichnungsproben11 gemäß Vordruck:

1. Namen der vertretungsberechtigten Inhaber
oder Vorstandsmitglieder bzv. Geschäftsführer:

Hubert (B)

(B bedeutet: beschränkt zeichnungsberechtigt « 
nur mit einem A-Zeichnungsberechtigten gemeinsam)

2. Namen der Handlungsbevollmächtigten:

H. L. H ( H H i ( A )

(A bedeutet: allgemein zeichnungsberechtigt» mit 
jedem anderen Zeichnungsberechtigten gemeinsam).

Ferner war der A ngestellte der Firma
Otto s m M  a ls  zeichnungsberechtigt mit dem
Zusatz B benannt.

H. X". war damals Geschäftsführer der
Klägerin» die in  der Kontobezeichnung des Unterkontos 
genannt war. Später t r a t  auf Grund eines Antrages von 
Hubert K ^ ^ a n  dessen S te lle  B. a ls  Zeichnungs­
berech tig ter A.



Der Geschäftsverbindung lagen die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Beklagten zugrunde, die mit 
den AGB der Banken übereinstimmen.

Die H. KG nahm auf dem Hauptkonto
erhebliche Kredite in  Anspruch, auf dem Unterkonto 
entstanden Guthaben.

Am 1. Februar 1968 t e i l t e  die Beklagte der H. K fl)- 
D S B B  KG m it, daß die Laufzeit ih res Kredits ver­
längert werde und zur S icherheit eine Grund schuld ver­
wendet werden so lle . Ferner heiß t es in  dem Schreibens 
"Wie darüber hinaus mit Ihnen vereinbart, wird Ih r 
laufendes Konto mit den auf den Sonderkonten unter­
haltenen Guthaben kompensiert werden.”

Am 25. Juni 1968 kündigte die Beklagte, die von 
einem Konkursantrag der H. K |^ - D m V K G  erfahren 
h a tte , den Kredit und t e i l t e  m it, daß s ie  das laufende 
Konto mit einem Debet von etwa 174.800 DH mit den Gut­
haben auf den Sonderkonten, darunter dem Konto 
mit 9*397»05 DM vere in ig t habe. Neue Verfügungen würde 
s ie  n icht zulassen.

Uber das Vermögen der H. K i^ p -D M H I KG i s t  am 
27. Juni 1968 das Konkursverfahren erö ffnet worden.
Der Konkursverwalter, der das Unterkonto a ls  ein Konto 
der Klägerin anerkannt ha t, hat s ie  ermächtigt, Ansprüche 
aus dem Unterkonto im eigenen Namen geltend zu machen.
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Die Klägerin hat vorgetragen» das Unterkonto 
( 0 ^ 3 0 /0 2  stehe ih r zu» v e il  es ausschließlich a ls  
Fremd- und Treuhandkonto fü r die Zahlungen ih re r  
deutschen Kunden bestimmt gewesen und wie ein 
"Anderkonto" zu behandeln se i. Ihre Kunden seien 
"auf Konsignationsbasis" über die H. KG
b e lie fe r t  worden und die eingehenden Gelder hätten 
ih r gehört. Diese Art der Zahlung sei nötig  geworden» 
weil die Einfuhr-Lizenz nur der H. K ^ - D f l H l  KG» 
nich t aber den einzelnen deutschen Kunden» e r te i l t  
gewesen s e i.  Der Beklagten se i bekannt gewesen» daß 
es sich bei den Eingängen auf dem Unterkonto um 
"zweckgebundene Fremdgelder für Konsignationsware" 
gehandelt habe» die von Zeit zu Z eit abgeführt worden 
seien. Auch habe die Zeichnungsberechtigung den Treu­
handcharakter des Kontos ergeben. Die Klägerin hat bean­
tragt» die Beklagte zur Zahlung von 9 «397 »05 DM zu ver­
u rte ile n .

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie hat 
bestritten»  darüber u n te rrich te t gewesen zu sein» das 
Unterkonto so lle  ein Treuhandkonto fü r die Klägerin 
sein . Zudem sei die Aufrechnung mit dem Debet auf dem 
Hauptkonto ausdrücklich mit der H. K ^P-D flH H P KG 
vereinbart worden.

Das Landgericht und das Oberlandesgericht haben 
die Klage abgewiesen» das le tz te re  auf Grund der e rs t  
in  der Berufungsinstanz vor gelegten Vereinbarung vom 
1. Februar 1968. Es hat die Kosten der Berufungsinstanz 
der Beklagten auferlegt« Mit der vom Berufungsgericht
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zugelassenen Revision verfo lg t die Klägerin Ihren 
Klagantrag w eiter. Die Beklagte beantragt9 die Revision 
zurUckzuwelsen. Sie hat sich der Revision der Klägerin 
angeschlossen und beantragt, auch die Kosten der Beru­
fungsinstanz der Klägerin aufkuerlegen. Die Klägerin 
beantragt, die Anschlußrevision zurUckzuwelsen.

Bntscheidunpggründe:

I .  Das Berufungsgericht h ä lt  das Unterkonto 111 430/02 
fü r ein solches der H. Die Zeichnungs­
berechtigung, nach der Hr L. , später B. Je­
weils nitzuzeichnen gehabt habe, ergebe n ich t, daß die 
Inhaberschaft bei diesem Konto eine andere habe sein 
so llen  a ls  die beim Hauptkonto. Die Revision rügt, die 
nur beschränkte Zeichnungsbefugnis der H. KG
sei n ich t genügend beachtet worden. Aus ih r  ergebe sich , 
daß die Klägerin das Recht habe, das Unterkonto a ls  ih r 
"Treuhandkonto11 in  Anspruch zu nehmen« Dem i s t  n icht zu 
folgen.

Bei einem Sonderkonto, auch einem Unterkonto, das 
zu einem Hauptkonto e rr ic h te t wird, i s t  Kontoinhaber 
regelmäßig derjenige, der das Konto hat eröffnen lassen , 
mag auch in  der Bezeichnung des Kontos noch eine weitere 
Person auf geführt worden sein  (BGHZ 21, 148, 132 m. w. N«). 
Die Umstände können aber ergeben, daß ein  gemeinschaft­
liches Konto der genannten Personen oder ein Treuhand­
konto fü r die benannte weitere Person e r r ic h te t  werden 
s o llte . Das Berufungsgericht verneint beides.
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Ein Gemeinschaftskonto sch ließ t das Berufungsgericht 
aus9 v e il  der Zusatz "Unterkonto K p jp p  Produktions­
gemeinschaft L. J . V." zwar ergebe, daß
es mit diesem Konto eine besondere Bewandtnis habe. Aus 
der Sicht der Bank sei aber n ich t deu tlich  gemacht 
worden, daß die Inhaberschaft bei diesem Sonderkonto 
(Unterkonto) eine andere sein s o llte  a ls  bei dem Haupt­
konto, zu dem es gehörte. Die Revision meint, daß nach 
den m itgete ilten  Zeichnungsberechtigungen bei Verfügun­
gen über dieses Konto Hubert K flB als  B-Zeichnungs- 
berech tig ter nur gemeinsam mit dem V ertreter der Firma 
H ^H H H B  (A-Zeichnungsberechtigter) zeichnen konnte. 
Durch diese Regelung des Zeichnungsrechts wird aber 
n ich t in  banküblicher Weise zum Ausdruck gebracht, daß 
der genannte Zeichnungsberechtigte, der s te ts  mitzu­
zeichnen h a t, Mitinhaber des Kontos werden s o ll .  Der 
Antrag auf Eröffnung des Kontos war nur von der 
H. K fllhD SH B lK G  unterzeichnet. H. L. H u m  
wurde auf der Rückseite des Kontoeröffnungsantrages 
a ls  "Zeichnungsberechtigter" unter der irrig en  Angabe 
aufgeführt, er se i "Handlungsbevollmächtigter" des 
Kontoinhabers des Hauptkontos. Nach der Vorderseite 
des Antrages auf Kontoeröffnung war die Zeichnungs­
berechtigung nur b is  zum Widerruf durch d ie H. K ^p- 
DflHHPKG e r t e i l t .  H. L. wurde zudem nur
a ls  "vertretungsberechtigt" gegenüber der Bank be­
zeichnet, so llte  also keine selbständige, sondern nur 
eine von der H. K 0 P D H H B  KG abgeleite te  Mitver­
fügungsbefugnis erhalten . Weder der S itz  noch die An­
s c h r if t  seiner Firma wurden im Antrag angegeben. Sie 
i s t  bei der Kontoeröffnung n ich t auf getre ten .



Unter diesen Umständen hat das Berufungsgericht 
ohne Rechtsfehler eine N itinhaberschaft der Firma des 
Nitzeichnungsberechtigten bezüglich des Unterkontos 
und damit ein Gemeinschaftskonto der beiden Firmen 
(sog* "Und"-Konto mit gemeinsamer YerfUgungsbefugnis; 
▼gl. Nr. 2 Abs. 2 a. E. AGB der Banken) vernein t.
Der Kontoinhaber ha t nach dem fe s tg e s te llte n  Sachverhalt 
n ich t deutlich  erkennbar gemacht, daß dem benannten 
Nitzeichnungsberechtigten Rechte gegenüber der Bank 
a ls  Nitgläubiger der Guthabensferderung eingeräumt wer­
den so llten  (vgl. BGHZ 11, 37 mit Anm. Pohle.,MDR 1936, 
727). Bine PrUfungs- und Aufklärungspflicht der Bank, 
ob ih r  Kunde im Verhältnis zu D ritten  befugt war, a ls  
a lle in ig e r  Kontoinhaber fü r bestimmte Einzahlungen auf­
zu tre ten , bestand h ie r  n ich t.

I I .  Das Berufungsgericht hat einen Anspruch der Klä­
gerin  auf Zahlung des Guthabens auf dem Unterkonto aus 
dem Recht der H. K M t-D flH H iK G , den s ie  mit Er­
mächtigung des Konkursverwalters d ieser Firma geltend 
macht, ebenfalls vermeint. Bs s t e l l t  f e s t ,  daß zwischen 
der H. Xflfr’DHIHVKG und der Klägerin ein  Treuhand­
verhältn is bestand, wonach die Gelder auf dem Sonder­
konto zwar "formell” der KG, "m ateriell” aber der 
Klägerin zustanden (S. 11 BU). Bs se i aber nicht be­
wiesen, daß die Beklagte Kenntnis von diesem Treuhand­
verhältn is ha tte .
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I s t  der Bank bekannt, dafi die auf dem Konto ein­
gehenden Beträge den Kontoinhaber nur a ls  Treuhänder 
zustehen und i s t  ih r auch e rs ic h tlic h  gemacht worden, 
daß d ieser den Willen h a t, die Betröge auf dem Konto 
nur treuhänderisch fü r  den Treugeber anzulegen, so 
erw irbt die Bank, die ein  solches Konto antragsgemäß 
eröffnet, weder ein Pfandrecht am Guthaben noch ein 
Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht gegenüber 
der Guthabenforderung fü r Ansprüche gegen den Konto­
inhaber. Das Pfandrecht nach Nr. 19 AGB der Banken 
s e tz t voraus, daß die Parteien sich über seine Ent­
stehung ein ig  sind. Das Einverständnis des Kunden wird 
in  Nr. 19 AGB allgemein e rk lä r t , sofern sich nicht aus 
den Umständen etwas anderes e rg ib t, insbesondere der 
Kunde bei einem einzelnen Geschäft erkennbar macht, die 
Einverständniserklärung so lle  fü r diesen F a ll n icht 
gelten (vgl. BGH WM 1968, 695)' Dieser Ausschluß des 
Pfandrechts i s t  auch beim sog. offenen Treuhandkonto 
anzunehmen, bei dem durch die Kontobezeichnung der Bank 
gegenüber deutlich  gemacht wird, daß auf dieses Konto 
ausschließlich Werte gelangen so llen , die dam Konto­
inhaber nur a ls  Treuhänder zustehen (vgl. BGHZ 11,
37, 40, vollständig  WM 1955» 372; Capeller, MDR 1954, 
706). Zugleich wäre nach §§ 133» 157 BGB der Ausschluß 
des Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht der Bank 
a ls  vereinbart anzusehen (vgl. z. B. OLG Hamburg,
MDR 1970, 1008 = WM 1970, 1307; ferner RGZ 78, 334, 
337)* Durch solche Abreden würde dieselbe Rechtslage 
herbeigeführt werden, wie sie fü r die Anderkonten der 
Rechtsanwälte usw. in  Nr. 8 der Geschäftsbedingungen 
fü r Anderkonten und Anderdepots vorgesehen i s t .  Bei
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diesen Konten e rk lä r t die Bank ausdrücklich, weder 
das Recht der Aufrechnung noch ein  Pfand- oder 
Zurückbehaltungsrecht wegen ih re r  Forderungen gegen 
den Kontoinhaber geltend machen zu wollen« Dieser 
Ausschluß 1st aber n ich t auf Andezkonten beschränkt, 
sondern kann auch bei sonstigen Konten durch die 
deutliche Kennzeichnung a ls  "Treuhandkonto■ vereinbart 
werden. An einer solchen fe h lt es h ie r . Die Angriffe 
der Revision gegen diese Auffassung bleiben e rfo lg lo s.

Das Bez*ufungsgericht hat nicht f e s tg e s te l l t ,  daß 
die Beklagte gewußt habe, es handele sich um ein  Konto, 
das ausschließlich fü r Vezmögenswerte bestimmt war, 
die dem Kontoinhaber nur treuhänderisch zustanden und 
in  d ieser Veise verw altet werden so llte n . Damit be­
findet es sich in  Übereinstimmung mit dem Landgericht, 
das in  eingehender Würdigung der Beweisaufnahme dar­
geleg t ha t, das Unterkonto se i n ich t erkennbar a ls  
Treuhandkonto für "Konsignationsgelder” der Firma

angelegt worden. Die Beweislast i s t  dabei 
n ich t verkannt worden, wie die Revision meint. Die Klä­
gerin , die Rechte des Kontoinhabers geltend macht, i s t  
bew eispflichtig dafür, daß die regelmäßige Entstehung 
eines Pfand- und Aufrechnungsrechts zugunsten der Bank 
h ie r ausgeschlossen worden i s t .  Eine Nachforschungs­
p f lic h t der Beklagten, ob der Kunde gegenüber der Firma 
H S B B H P b e fu g t war, die Gelder bei ih r  anzulegen, 
ohne sich a ls  deren Treuhänder zu bezeichnen, bestand 
n ich t.
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III« Zu Unrecht nimmt das Berufungsgericht (S« 11 BU) 
an, die Beklagte mUsse je tz t ,  nachdem der Sachverhalt 
aufgeklärt se i und fes ts teh e , daß es sich um "fremde 
Gelder” auf dem Unterkonto gehandelt habe, die "in tern” 
der Klägerin zustanden, nach Treu und Glauben das Gut­
haben auf dem Unterkonto a ls  Treuhandkonto behandeln 
und das Guthaben der Klägerin auszahlen« Der Treuhänder 
habe Anspruch darauf, daß der Treugeber vor anderen 
Gläubigern aus dem Treugut b e fried ig t werde« Dem kann 
n ich t gefolgt werden.

Die Beklagte kannte, wovon das Berufungsgericht nach 
dem Beweisergebnis ausgegangen i s t ,  die nur treuhänderi­
sche Berechtigung des Kontoinhabers n ich t, a ls  das Konto 
e rr ic h te t wurde und die Gelder eingingen« Infolgedessen 
i s t  es weder zu einem wirksamen Ausschluß des Pfand­
rechts (Nr. 19 AGB) noch des Aufrechnungsrechts ge­
kommen. Der Kontoinhaber war Gläubiger der Guthaben­
forderung« Er verpfändete seine Forderung gegen die 
Beklagte mit der in  Nr« 19 AGB allgemein abgegebenen 
Erklärung, die von ihm nich t eingeschränkt wurde« Die 
Befugnis zur Aufrechnung wurde n ich t durch einen Hinweis 
auf die nur treuhänderische Berechtigung des Kontoinhabers 
ausgeschlossen« Die hierdurch erlangte Rechtsstellung der 
Beklagten (etwa die Sicherung von Krediten, die auf dem 
Hauptkonto im Hinblick auf Guthaben beim Unterkonto ge­
währt wurden) kann ih r  n ich t deshalb entzogen werden, 
weil je tz t  dargelegt wird, es habe sich um Treugut ge­
handelt. Der Treuhänder i s t  D ritten  gegenüber grund­
sä tz lich  a ls  Inhaber des Vollrechts anzusehen (BGHZ 11 y 
37). Die Beklagte ha tte  keinen Anlaß, Erklärungen abzu-
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geben» die ihre Sicherungsrechte bezüglich des Unter­
kontos beschränkten« Für die Frage» ob ein  Gläubiger 
des Treuhänders die Zwangsvollstreckung in  ein Sonder­
konto betreiben d arf und dem Treugeber ein  Widerspruchs­
recht nach § 771 ZPO zusteht» mag es auf die sog« Publi­
z i t ä t  des besonderen Treuhandkontos n ich t ankommen und 
entscheidend sein» ob ta tsäch lich  das Sonderkonto nur 
fü r Fremdgelder e ingerich te t und benutzt worden i s t  
(vgl. BGH WM 1959» 686; WM 1971» 220). Hier s teh t in  
Frage» ob die Bank» der die Natur des Sonderkontos a ls  
Treuhandkonto n ich t offengelegt worden is t»  auf ih re 
Rechte aus Nr« 19 AGB und das Aufrechnungs- und Zurück­
behaltungsrecht» die s ie  b e re its  erworben und von denen 
s ie  Gebrauch gemacht hat» etwa nachträglich verzichten 
stuß. Das i s t  zu verneinen« Würde der Treugeber wegen 
seiner Ansprüche gegen den Treuhänder in  das Sonder­
konto vollstrecken» so würde auch ihm das Pfandrecht 
der Bank nach Nr« 19 AGB Vorgehen (§ 805 ZPO) und die 
Aufrechnung auch ihm gegenüber e rk lä r t  werden können 
(§§ 1275, 406 BGB; § 804 ZPO).

IV« Die Beklagte verstöß t auch nicht» wie die Revision 
meint» gegen Treu und Glauben» wenn s ie  sich auf ih r 
Pfand- und Aufrechnungsrecht b e ru ft. Der Revision i s t  
n ich t zu folgen» wenn sie  meint» die Beklagte habe sich 
grob fah rläss ig  der Erkenntnis verschlossen» daß ein 
Treuhandverhältnis bezüglich des Unterkontos vorliege» 
und eine Schädigung der Klägerin in  Kauf genommen« Ein 
Mitverfügungsrecht» wie es die H« KjHB-DflHHVKG bei 
L« J« H f l H I  einräumte» konnte auf verschieden­
artigen  Vereinbarungen der B eteilig ten  beruhen» die
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die Beklagte n ich ts angingen und über die sie keine 
Nachforschungen anzustellen h a tte . Für den Bankverkehr 
i s t  eine klare und eindeutige Erklärung des Konto­
inhabers zu verlangen, wenn e r  ein  Unterkonto a ls  
"Treuhandkonto" fü r einen in  der Kontobezeichnung 
neben seiner Firma benannten D ritten  behandelt wissen 
w ill . Ferner i s t  nötig» daß die Bank mit d ieser Art 
der Kontoerrichtung einverstanden i s t .  Außerdem bot 
sich den B eteilig ten  die Möglichkeit» deutlich  ein 
Gemeinschaftskonto ( "Und"-Konto» Nr. 2 Abs. 2 Satz 1 a. E. 
AGB) zu errichten» bei dem es ausgeschlossen war» daß es 
fü r die Verbindlichkeiten nur eines Mitinhabers in  An* 
sprach genommen wurde (vgl. Hansen» Die Rechtsnatur von 
Gemeinschaftskonto und -Depot S. 126). Die Klägerin hätte  
daher» a ls  sie mit der H. KG die Einrich­
tung eines Unterkontos vereinbarte und die U nterschrifts­
proben zeichnete» prüfen müssen» ob damit ihrem etwa be­
stehenden Interesse» das jeweilige Guthaben vor einer 
Haftung für Schulden des Hauptkonto-Inhabers zu schützen» 
genügend Rechnung getragen wurde» und sich gegebenenfalls 
an die Beklagte wenden können» um Aufklärung zu erhalten . 
Es geht n ich t an» nachträglich die Beklagte nach Treu 
und Glauben so zu behandeln» a ls  se i ein Ausschluß des 
Pfand- und Aufrechnungsrechts bezüglich des Unterkontos 
vereinbart worden.

V. Hiernach bedarf 'e s  keiner Erörterung» ob e r s t  die 
Vereinbarung vom 1. Februar 1968 ein Aufrechnungsrecht 
der Beklagten begründet hat» insbesondere wie sie aus­
zulegen i s t  und ob Bedenken gegen ihre Wirksamkeit» wie
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s ie  die Revision geltend macht, bestehen« Die Beklagte 
h ä tte , auch wenn s ie  die Vereinbarung vom 1« Februar 1968 
in  der Berufungsinstanz n ich t vor gelegt h ä tte , die Zurück­
weisung der Berufung erz ie len  müssen« Ein Anlaß, ih r die 
Kosten gemäß § 97 Abs« 2 ZPO aufzuerlegen, bestand daher 
n ich t; auf die um strittene, vom Berufungsgericht bejahte 
Frage, ob diese V orschrift auch anzuwenden i s t ,  wenn das 
klagabweisende U rte il des Landgerichts nur zufolge eines 
e rs t  im weiteren Rechtszuge nachgeschobenen Vorbringens 
der beklagten Partei aufrechterhalten werden kann, braucht 
infolgedessen n ich t eingegangen zu werden«

Die Revision war hiernach zurückzuweisen, und auf die 
AnschluBrevision waren auch die Kosten der Berufungs­
instanz der Klägerin aufzuerlegen«

Stimpel Liesecke Dr. Bauer Dr. Kellermann Dr« Tidow


	BUNDESGERICHTSHOF

	IH NAMEN DES VOLKES



